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Bericht des Bundesministers der Justiz 
über die Möglichkeit einer wahrheitsgemäßen vergleichenden 

Werbung 


i. 

Durch die Regierungserklärung vom 9. Oktober 
1962 ist der Bundesminis, ter der Justiz aufgefordert 
worden, über die Möglichkeit einer wahrheitsge- 
mäßen vergleichenden Werbung zu berichten. 

Der hiermit vorgelegte Bericht befaßt sich dem 
Auftrag entsprechend nur mit der Werbung, in der 
Waren oder Leistungen wahrheitsgemäß mit Waren 
oder Leistungen von Mitbewerbern verglichen wer- 
den. Der Bericht behandelt somit nicht die Fälle, in 
denen der Vergleich unrichtige Angaben oder An- 
gaben über persönliche Verhältnisse des Mitbewer- 
bers enthält, durch die dieser in seiner Person herab- 
gesetzt wird. Diese Fälle werden in Rechtsprechung 
und Schrifttum — abgesehen von anderen Gesichts- 
punkten, aus denen sich die Rechtswidrigkeit ergibt 
(insbesondere § 823 Abs. 1, § 824 BGB) — unstreitig 
als unlauterer Wettbewerb und damit als unzulässig 
angesehen, die persönliche vergleichende Werbung 
auch dann, wenn die herabsetzenden Angaben der 
Wahrheit entsprechen. 

Der Bericht enthält in Teil II eine Darstellung 

1. der gegenwärtigen Rechtslage, 

2. der gegen die bisherige Rechtsprechung vorge- 
tragenen Bedenken, 

3. der Möglichkeit einer gesetzlichen Zulassung der 
wahrheitsgemäßen vergleichenden Werbung. 

In Teil III ist das Ergebnis meiner Untersuchung 
und abschließend in Teil IV die Rechtslage in den 
anderen Staaten der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft dargelegt. 


11 . 

1. Eine besondere gesetzliche Regelung, durch die 
eine vergleichende Werbung ausdrücklich unter- 
sagt wird, besteht nicht. Grundlage der wett- 
bewerbsrechtlichen Beurteilung einer verglei- 
chenden Werbung ist § 1 des Gesetzes gegen den 
unlauteren Wettbewerb (UWG), Danach kann 
derjenige, der im geschäftlichen Verkehr zu 
Zwecken des Wettbewerbs Handlungen vor- 
nimmt, die gegen die guten Sitten verstoßen, auf 
Unterlassung und im Falle des Verschuldens auf 
Schadenersatz in Anspruch genommen werden. 

Die Rechtsprechung hat es bisher im Grundsatz 
als sittenwidrig im Sinne des § 1 UWG ange- 
sehen, wenn ein Wettbewerber in seiner Wer- 
bung auf die Waren oder Leistungen seines Mit- 


bewerbers Bezug nimmt. Sie hält daher die ver- 
gleichende Werbung grundsätzlich für nicht 
zulässig. Sie hat jedoch stets ein Recht zu 
kritischer Befassung mit der Ware oder Leistung 
des Mitbewerbers anerkannt, wenn der Wer- 
bende, sei es unter dem Gesichtspunkt der Wahr- 
nehmung eines berechtigten Interesses, sei es 
unter* dem Gesichtspunkt der Notwehr oder der 
wettbewerblichen Abwehr, hinreichenden Anlaß 
hierzu hatte und seine Kritik sich nach Art und 
Maß im Rahmen des Erforderlichen hielt (BGH 
vom 14. Juli 1961, GRUR 1962, S. 45, 48— „Beton- 
zusatzmitteP'). 

Schon nach dem geltenden Recht ist also die 
wahrheitsgemäße vergleichende Werbung in ge- 
wissem Umfang zulässig. Die Rechtsprechung hat 
insoweit auch dem Aufklärüngsinteresse der All- 
gemeinheit Rechnung getragen. Im einzelnen hat 
sie eine wahrheitsgemäße vergleichende Wer- 
bung in folgenden Fällen als nicht wettbewerbs- 
widrig und damit als zulässig angesehen: 

a) Wenn der Vergleich sich auf eine Gegenüber- 
stellung von Warenarten, von Systemen der 
Fertigung, des Einkaufs, des Vertriebs oder 
der Anwendung von Mitteln beschränkt und 
sich nicht erkennbar auf einen bestimmten 
Mitbewerber oder eine bestimmte Gruppe von 
Mitbewerbern bezieht (sog. Systemvergleich, 
BGH vom 13. November 1951, GRUR 1952, 
S. 416 — „Dauerdose''); 

b) wenn der Vergleich zur Verdeutlichung eines 
auf andere Weise nicht darzustellenden tech- 
nischen Unterschieds (technischen Fortschritts), 
den die Ware oder Leistung des Werbenden 
im Gegensatz zur Ware oder Leistung des 
Mitbewerbers aufweist, notwendig ist (sog. 
Fortschrittsvergleich, BGH vom 13. November 
1951, a. a. O.; vom 12. November 1957, GRUR 
1958, S. 343, 345 — „Bohnergerät"; vom 
15. November 1960, GRUR 1961, S. 85, 90 f. — 
„Pfiffikus-Dose"). 

Soweit ersichtlich, ist bisher ein Fall, in dem 
der Vergleich sich nicht auf die Darlegung 
eines technischen Fortschritts, sondern eines 
anderen insbesondere wirtschaftlichen Fort- 
schritts bezog, noch nicht entschieden worden. 
Im Schrifttum wird die Auffassung vertreten, 
daß schon nach geltendem Recht auch die 
Bezugnahme zur Verdeutlichung eines auf 
andere Weise nicht darzustellenden wirt- 
schaftlichen Fortschritts zulässig ist (vgl. 
Baumbach-Hefermehl, Wettbewerbs- und 
Warenzeitrecht, 8. Aufl. 1960, S. 229; 
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c) wenn der Vergleich auf Verlangen des Kun- 
den vorgenommen wird (BGH vom 5. Juni 
1956, GRUR 1957, S. 23, 24 — „Bänder Glas“; 
vom 26. Juni 1959, GRUR 1959, S. 488, 490 f. — 
„Konsumgenossenschaft“) ; 

d) wenn der Vergleich vom Einzelhändler auch 
ohne ausdrückliche Aufforderung des Kunden 
vorgenommen wird. Der Vergleich von Waren 
des eigenen Sortiments dem Kunden ge- 
genüber gehört zu den Grundfunktionen des 
Einzelhandels (BGH vom 30. Oktober 1962, 
NJW 1963, S. 107, 109). 

Darüber hinaus ist eine wahrheitsgemäße ver- 
gleichende Werbung in ständiger Rechtsprechung 
auch dann als zulässig angesehen worden, wenn 
der Vergleich zur wettbewerblichen Abwehr des 
Angriffs eines Mitbewerbers notwendig war, auf 
dessen Waren oder Leistungen sich der Vergleich 
bezog (sog. Abwehrvergleich, BGH vom 12. März 
1954, GRUR 1954, S. 337, 341 f. — „Radschutz“). 

2. In jüngster Zeit sind Stimmen laut geworden, die 
für eine grundsätzlich andere Beurteilung der 
vergleichenden Werbung eintreten. Sie fordern, 
daß die (wahrheitsgemäße) vergleichende Wer- 
bung allgemein oder zumindest in gewissem Um- 
fang grundsätzlich zulässig sein soll. Uber die 
Frage, unter welchen Voraussetzungen eine ver- 
gleichende Werbung künftig zulässig sein soll, 
bestehen jedoch unter den Befürwortern dieser 
Werbeform unterschiedliche Auffassungen. Wäh- 
rend ein Teil die vergleichende Werbung als 
solche ohne weitere Voraussetzungen zulassen 
will, sofern sie nur wahrheitsgemäß ist — diese 
Auffassung wird heute nach einer lebhaften Dis- 
kussion im Schrifttum kaum noch vertreten — , 
wollen andere nur den Vergleich von technischen 
Daten und den Preisvergleich zulassen. Wieder 
andere dagegen halten einen Vergleich nur dann 
für zulässig, wenn er „vollständig“ ist, d. h. wenn 
er alle Umstände darlegt, die für den Kaufent- 
schluß wesentlich sind. Gegen die bisherige Recht-- 
sprechung werden Bedenken erhoben, weil sie 
eine sachgerechte Aufklärung der Verbraucher 
erschwere, während eine grundsätzliche Zulas- 
sung der vergleichenden Werbung eine größere 
Markttransparenz zur Folge habe und so den 
Verbraucher in die Lage .versetze, leichter als bis- 
her und auch in Fällen, in denen ihm dies bisher 
nicht möglich gewesen sei, das für ihn günstigste 
Angebot zu ermitteln. 

3. Da Grundlage der bisherigen Rechtsprechung 
zur Frage der Zulässigkeit der vergleichenden 
Werbung die eingangs wiedergegebene General- 
klausel des § 1 UWG ist, hat die Bundesregie- 
rung, wenn sie diese Frage nicht der weiteren 
Entwicklung der Rechtsprechung überlassen, son- 
dern sich die Auffassung der Befürworter einer 
Änderung- der gegenwärtigen Rechtsprechung zu 
eigen machen und eine grundsätzlich andere 
Beurteilung der vergleichenden Werbung er- 
reichen will, nur die Möglichkeit, eine ausdrück- 
liche gesetzliche Regelung dieser Frage vorzu- 
schlagen. 


Eine Änderung des Gesetzes gegen den unlaute- 
ren Wettbewerb mit diesem Ziel halte ich jedoch 
aus folgenden Gründen für bedenklich: 

a) Eine ausdrückliche gesetzliche Regelung der 
vergleichenden Werbung würde zunächst vor- 
auissetzen, daß ein Bedürfnis für eine solche 
Regelung besteht. Ich verkenne nicht, daß die 
zunehmende Unübersichtlichkeit des Marktes 
eine Verbesserung der Aufklärung der Ver- 
braucher über Vorzüge und Nachteile der an- 
gebotenen Waren oder Leistungen notwendig 
erscheinen läßt. Ich bin jedoch der Auffassung, 
daß sich eine gesetzliche Zulassung der ver- 
gleichenden Werbung über die bisher von der 
Rechtsprechung gezogenen Grenzen hinaus 
-kaum als ein geeignetes Mittel erweisen 
würde, dieses Ziel zu erreichen. 

Wie ich bereits unter Nr. 1 dieses Berichts 
ausgeführt habe, läßt die Rechtsprechung die 
vergleichende Werbung schon bisher zu, wenn 
ein hinreichender Anlaß zur Befassung mit 
der Ware oder Leistung des Mitbeweribers 
besteht Ein Bedürfnis, diese Rechtsprechung 
durch eine ausdrückliche gesetzliche Bestim- 
mung zu ändern, würde ich deshalb nur dann 
;für gegeben halten, wenn auch eine ver- 
gleichende Werbung, für die kein, .solcher 
Anlaß besteht, eine bessere Markttransparenz 
zur Folge haben und damit dem Aufklärungs- 
interesse der Allgemeinheit dienen würde. 
Dies erscheint mir jedoch sehr zweifelhaft, 
aa) Eine Zulassung der „volliständigen" ver- 
gleichenden Werbung, d. h. einer Gegen- 
überstellung laller für den Kaufentschluß 
wesentlichen Vor- und Nachteile der 
Waren oder Leistungen, die miteinander 
verglichen werden, würde zwar die Auf- 
klärung der Verbraucher über Vorzüge 
und Nachteile der auf dem Markt ange- 
botenen Waren und Leistungen fördern. 
Der Zulassung einer derartigen verglei- 
chenden Werbung dürfte alber nur sehr 
geringe praktische Bedeutung zukommen, 
da niemand ohne weiteres bereit sein 
wird, in seiner Werbung auch die Nach- 
teile seiner Ware oder Leistung offenzu- 
legen, und außerdem die Werbung in 
aller Regel in kurzer und einprägsamer 
Form unterrichten will, ein vollständiger 
Vergleich aber nur in größeren Werbe- 
schriften vorgenommen werden könnte. 
Würde man durch eine gesetzliche Rege- 
lung nur die sog. vollständige verglei- 
chende Werbung zulassen, so würden 
weilte Teile der Wirtschaft voraussichtlich 
von der ihnen eingeräumten Möglichkeit 
keinen Gebrauch machen und eher auf 
einen Vergleich überhaupt verzichten. 
Eine ins Gewicht fallende Intensivierung 
der Veribraucheraufklärung ist daher nach 
meiner Auffassung von der Zulassung 
der „vollständigen" vergleichenden Wer- 
bung kaum zu erwarten. 

Zudem würde immer eine gewisse Un- 
sicherheit darüber bestehen, welche 
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Eigenschaften als für den Kaufabschluß 
wesentlich anzusehen sind und daher in 
den Vergleich auf genommen werden 
müßten. Die Frage nämlich, welche Eigen- 
schaften der einzelne Verbraucher als 
wesentlich ansieht, wird weitgehend von 
seinen Bedürfnissen abhängen, die kei- 
neswegs mit den Bedürfnissen anderer 
Verbraucher übereinzustimmen brauchen. 
Das Erfordernis der Vollständigkeit als 
Voraussetzung der Zulässigkeit einer 
vergleichenden Werbung (scheint mir des- 
halb auch als Kriterium der Abgrenzung 
des unzulässigen vom zulässigen Ver- 
gleich wenig geeignet zu sein. Hinzu 
kommt, daß die mit einem 'solchen Kri- 
terium verbundenen Abgrenzungsschwie- 
rigkeiten, die im Streitfall nur durch die 
Gerichte geklärt werden könnten, isich in 
erster Linie zuungunsten finanzschwacher 
Unternehmen auswirken würden, weil 
diese in weit höherem Maße als finanz- 
starke Unternehmen das Risiko gericht- 
licher Auseinandersetzungen, die gerade 
auf diesem Gebiet häufig mit hohen 
Streitwerten verbunden sind, scheuen 
würden. 

Das Ziel einer wirksamen, über Vorzüge 
und Nachteile der Waren oder Leistungen 
gleichermaßen unterrichtenden Verbrau- 
cheraufklärung, das allein Anlaß für die 
Erörterungen in jüngster Zeit über die 
Frage der Zulässigkeit einer wahrheits- 
gemäßen vergleichenden Werbung ist, 
läßt .sich nach meiner Überzeugung weit 
eher durch objektive neutrale Waren- 
tests, deren Zulässigkeit in Rechtspre- 
chung und Schrifttum unbestritten ist, als 
durch gesetzliche Zulassung einer „voll- 
ständigen" vergleichendjsn Werbung er- 
reichen, der schon deshalb, weil jeder 
Werbung als entscheidendes Motiv nicht 
die Veribraucheraufklärung, sondern die 
Absatzförderung zugrunde liegt, immer 
etwas Subjektives anhaften wird. 

bb) Sieht man aber bei der Zulassung der 
vergleichenden Werbung von dem Er- 
fordernis der Vollständigkeit ab, so wird 
sich eine wirkliche Aufklärung der Ver- 
braucher nach meiner Auffassung nicht 
erreichen lassen. Der in der Regel nicht 
hinreichend sachkundige Verbraucher 
wird vielfach selbst nicht entscheiden 
' können, ob dem angepriesenen Vorteil 
der Ware oder Leistung des Werbenden 
Nachteile gegenübefstehen, die der 
Ware, auf die in dem Vergleich Bezug 
genommen wird, möglicherweise nicht 
anhaften. Er wird häufig nur schwer oder 
gar nicht in der Lage sein, allein auf 
Grund der in der vergleichenden Wer- 
bung enthaltenen Angäben die Vor- und 
Nachteile der in dem Vergleich angeprie- 
senen und kritisierten Waren oder Lei- 


stungen so gegeneinander abzuwägen 
und die Bedeutung der angegebenen Tat- 
(sachen und Daten für die Gebrauchsfähig- 
keit und Preiswürdigkeit der Waren oder 
Leistungen so zu erkennen, daß er auf 
diese Weise zu einer zutreffenden Ge- 
samtbeurteilung sowohl der angepriese- 
nen wie der kritisierten Ware oder Lei- 
stung gelangt. Außerdem besteht die Ge- 
fahr, das der nicht unerhebliche Teil der 
Verbraucher, der unkritisch ist, irrege- 
führt wird, weil er möglicherweise davon 
ausgehen wird, daß bei einer vergleichen- 
den Werbung die Vorzüge einer Ware 
oder Leistung nur dann herausgestellt 
werden, wenn im übrigen die Qualität der 
angepriesenen Ware oder Leistung der 
Qualität der kritisierten Ware oder Lei- 
stung im wesentlichen entspricht. 

Die Vertreter der Auffassung, man solle 
auch eine unvollständige vergleichende 
Werbung zulassen, halten auch eine sol- 
che Werbung im Hinblick auf das Auf- 
klärungsinteresse der Allgemeinheit für 
wirksam und die Gefahr einer Irrefüh- 
rung der Verbraucher praktisch für nicht 
gegeben. Sie gehen davon aus, daß einer- 
seits der Verbraucher mit der Subjektivi- 
tät des Werbenden rechne und deshalb 
den angepriesenen Vorzügen der Ware 
oder Leistung mit einer gewissen Skepsis 
begegne, andererseits der Mitbewerber 
sich nunmehr vor die Notwendigkeit ge- 
stellt sehe, den einseitigen Angaben 
seines Konkurrenten eben mit dem Hin- 
weis auf die Einseitigkeit dieser Wer- 
bung entgegenzutreten und damit den 
zunächst unvollständigen Vergleich unter 
Hinweis auf die Vorzüge seiner eigenen 
und die Nachteile der fremden Ware oder 
Leistung zu vervollständigen. Darin liege 
ein Korrektiv, das auch die unvollstän- 
dige vergleichende Werbung zu einem 
wirksamen Mittel der Verbraucherauf- 
klärung mache und die Gefahr einer Irre- 
führung ausschließe. 

Ob aber der Mitbewerber die Möglich- 
keit und die Mittel hat, den Vergleich zu 
vervollständigen, erscheint bei den oft’ 
außerordentlich hohen Kositen der Wer- 
bung zweifelhaft. Dies gilt insbesondere 
für die Werbung in Zeitungen und Zeit- 
schriften mit hoher Auflage und in noch 
höherem Maße für die Werbung in Rund- 
funk und Fernsehen, wobei hinzukommt, 
daß Werbeseiten in Zeitungen und Zeit- 
schriften und Sendezeiten für Werbesen- 
dungen in aller Regel lange Zeit im vor- 
aus belegt sind. Infolgedessen wird auch 
der Verbraucher eine „Gegendarstellung" 
häufig entweder überhaupt nicht erhalten 
oder jedenfalls nicht abwarten — ganz ab- 
igesehen davon, daß zweifelhaft ist, ob 
ihn eine solche Gegenwerbung überhaupt 
jemals erreichen würde. 
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Außerdem halte ich es für unwahrschein- 
lich, daß durch die Zulassung einer sol- 
chen „unvollständigen" vergleichenden 
Werbung — ihre praktische Durchführ- 
barkeit einmal unterstellt — wirklich die 
Markttransparenz und damit die Ver- 
braucheraufklärung gefördert würde, wie 
es die Befürworter dieser Werbung er- 
warten. Der Verbraucher würde sich viel- 
mehr nach meiner Auffassung in kurzer 
Zeit einer derart großen Zahl verglei- 
chender Werbebehauptungen gegenüber- 
sehen, daß er jede Übersicht verlieren 
und zu einer zutreffenden Beurteilung 
der angepriesenen und wieder kritisierten 
Waren und Leistungen der verschiedenen 
Anbieter kaum in der Lage sein würde. 

b) Eine Zulaissung der „unvollständigen" ver- 
gleichenden Werbung erscheint mir aber ins- 
besondere auch wegen der Gefahren bedenk- 
lich, die -sie für die mittelständische Wirt- 
ischaft mit tsich bringen würde. Wenn Groß- 
unternehmen unter Einsatz der ihnen zur Ver- 
fügung stehenden Mittel von der etwa er- 
öffneten Möglichkeit einer „unvollständigen" 
vergleichenden Werbung Gebrauch machen 
und in diese Werbung Waren oder Leistun- 
gen von mittleren oder kleineren Betrieben 
einbeziehen würden, dann würden diese Be- 
triebe in der Regel nicht in der Lage sein, ihre 
„Gegendarstellung" in der gleichen Weise, 
d. h. in großformajtigen Anzeigen in Zeitun- 
gen oder Zeitschriften mit hoher Auflage und 
in Rundfunk und Fernsehen zu veröffent- 
lichen, weil ihnen ausreichende Mittel dazu 
fehlen. Jeder Großwerbung kommt naturge- 
mäß eine besonders breite und nachhaltige 
Werbewirkung zu. Sie würde sich aber ge- 
rade für kleinere und mittlere Unternehmen 
gefährlich und unter Umständen existenzbe- 
drohend auswirken, wenn sie in der Form 
der noch dazu unvollständigen, d. h. nur die 
Vorzüge der angepriesenen und die Nach- 
teile der kritisierten Ware oder Leistung her- 
ausstellenden vergleichenden Weilbung be- 
trieben würde. Es steht deshalb zu befürchten, 
daß sich gerade Großunternehmen in erheb- 
lichem Maße der vergleichenden Werbung 
bedienen würden, um ihre Absatzmöglich- 
keiten auf Kosten der mittelständischen 
Wirtschaft zu erweitern. 

Umgekehrt dürfte für mittlere und kleinere 
Betriebe eine auf Waren oder Leistungen der 
Großindustrie bezugnehmende Werbung als 
ein geeignetes Mittel für die Behauptung im 
Wettbewerbskampf nur im Betracht kommen, 
wenn ihre eigenen Waren oder Leistungen in 
allen Eigenschaften, auf die es dem jeweils 
angesprochenen Verbraucher ankommen kann, 
vorteilhafter oder jedenfalls gleichwertig sind 
und sie daher damit rechnen können, daß eine 
Gegenwerbung der Großindustrie ausbleibt. 
Stehen den Vorzügen der Waren oder Leistun- 
gen des mittleren oder kleineren Betriebes 
auch nur nebensächliche oder jedenfalls die 


Gebrauchstauglichkeit nicht beeinträchtigende 
Nachteile gegenüber, so kann der großindu- 
strielle Betrieb vermöge seiner größeren 
finanziellen Mittel diesen im Grunde unerheb- 
lichen Nachteilen durch eine intensive Wer- 
bung eine Publizität geben, die der kleinere 
oder mittlere Betrieb mit seiner die Vorteile 
der eigenen Ware oder Leistung heraus- 
stellenden Werbung bei weitem nicht erreicht 
hat und angesichts seiner beschränkten Mittel 
und Möglichkeiten auch mit einer erneuten 
Werbung nicht erreichen kann. 

Die Zulassung der „unvollständigen" ver- 
gleichenden Werbung würde daher finanz- 
starken Unternehmen die Möiglichkeit bieten, 
diese Art der Werbung gerade als Mittel im 
Wettbewerbskampf mit kleineren Unterneh- 
men einzusetzen. Auf die daraus sich ergeben- 
den Gefahren im Hinblick auf die Konzen- 
tration in der Wirtschaft, die von der Bundes- 
regierung seit langem mit Sorge beobachtet 
wird, möchte ich besonders aufmerksam 
machen. 

c) Einer ausdrücklichen gesetzlichen Regelung 
der vergleichenden Werbung stehen nach 
meinem Dafürhalten darüber hinaus erheb- 
liche rechtspolitische Bedenken entgegen; 

aa) Das Gesetz gegen den unlauteren Wett- 
bewerb enthält bisher keine Sonderbe- 
stimmungen zur Generalklausel des § 1 
UWG, die ein bestimmtes Verhalten im 
Wettbewerb abschließend für zulässig 
oder nur unter bestimmten Voraussetzun- 
gen für unzulässig erklären und dieses 
Verhalten damit aus dem Bereich der 
Generalklausel herausnehmen. Die Gene- 
ralklausel ist in das Gesetz ausschließlich 
deshalb aufgenommen worden, um den 
Gerichten zu ermöglichen, den wechseln- 
den wirtschaftlichen Gegebenheiten und 
den besonderen Verhältnissen des jewei- 
ligen Einzelfalles Rechnung zu tragen. Sie 
ist von Anfang an einmütig gerade wegen 
ihrer Flexibilität als besonders geeignet 
angesehen worden, dieses Ziel zu er- 
reichen. Unter diesen Umständen ist es 
nach meiner Auffassung aus rechtspoliti- 
schen Gründen bedenklich, die Anwend- 
barkeit der Generalklausel des § 1 UWG 
durch eine Sonderbestimmung für den 
Bereich der vergleichenden Werbung aus- 
zuschließen — ganz abgesehen von den 
Schwierigkeiten einer eindeutigen, die 
unübersehbar große Zahl möglicher Ver- 
gleiche erfassenden gesetzlichen Abgren- 
zung. 

bb) Eine Sondervorschrift zu § 1 UWG würde 
mit hoher Wahrscheinlichkeit dazu füh- 
ren, daß für weitere, bisher nach der 
Generalklausel zu beurteilende Wettbe- 
werb shandlungen auch Spezialregelungen 
gefordert werden, und zwar gerade in 
Kreisen, die einem möglichst freien Wett- 
bewerb mit Zurückhaltung gegenüber- 
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stehen. Gesetzliche Sonderregelungen für 
Tatbestände wie Preisunterbietungen, 
Unterselbstkostenverkäufe, sog, Preis- 
diskriminierungen, Direktverkäufe usw., 
die die Rechtsprechung bisher auf Grund 
der Generalklausel des § § 1 UWG be- 
urteilt hat, werden bereits seit geraumer 
Zeit gefordert. Eine Aufspaltung der Ge- 
neralklausel durch eine Vielzahl von 
Sondertatbeständen würde jedoch die Ge- 
fahr ihrer Entwertung mit sich bringen 
und eine Erstarrung des Rechts gegen den 
unlauteren Wettbewerb zur Folge haben, 
die es der Rechtsprechung erheblich er- 
schweren oder sogar unmöglich machen 
könnte, dieses Recht, das auf immer neue 
Gegebenheiten des Wettbewerbslebens 
angewandt werden muß, durch die je- 
weils gebotene Anpassung an die wech- 
selnden wirtschaftlichen Verhältnisse 
fortzuentwickeln. Auch diesen rechtspoli- 
tischen Erwägungen muß nach meiner 
Auffassung bei der Erörterung der Frage 
einer ausdrücklichen gesetzlichen Zulas- 
sung der vergleichenden Werbung erheb- 
liches Gewicht zukommen. 

III. 

Ich komme daher zu dem Ergebnis, daß eine Zu- 
lassung der vergleichenden Werbung über die bis- 
herigen Grenzen hinaus aller Voraussicht nach die 
Marktransparenz kaum in erheblichem Umfang ver- 
bessern und damit auch dem Aufklärungsinteresse 
der Allgemeinheit nicht wesentlich nützen würde, 
(laß andererseits aber einer ausdrücklichen ge- 
setzlichen Regelung der vergleichenden Werbung 
erhebliche Bedenken entgegenstehen. Selbst wenn 
man sich von einer vergleichenden Werbung auch in- 
soweit, als sie von der bisherigen Rechtsprechung 
für nicht zulässig gehalten wird, eine bessere Markt- 
transparenz für die Verbraucher versprechen würde, 
halte ich die Bedenken gegen eine gesetzliche Rege- 
lung für so schwerwiegend, daß nach meiner Auffas- 
sung von einer solchen Regelung abgesehen werden 
sollte. 

Ich spreche mich deshalb dafür aus, die Beurtei- 
lung der Zulässigkeit der vergleichenclen Werbung 
weiterhin der Rechtsprechung zu überlassen. Sie hat 
durch die Generalklausel des § 1 UWG die Möglich- 
keit, den Grundsätzen unserer Wirtschaftsverfassung 
und den Bedürfnissen der Allgemeinheit in einer die 
wechselnden Gegebenheiten des Einzelfalles berück- 
sichtigenden Weise Rechnung zu tragen. Der Bun- 
desgerichtshof scheint auch bereit zu sein, die ver- 
gleichende Werbung über die noch vom Reichsge- 
richt gezogenen verhältnismäßig engen Grenzen 
hinaus zuzulassen. Er hat sich, was mir für die wei- 
tere Entwicklung der Rechtsprechung sehr wesent- 
lich zu sein scheint, dazu bekannt, daß bei der, An- 
wendung des § 1 UWG neben den Interessen der 
gewerblichen Wirtschaft auch die Interessen der All- 
gemeinheit zu berücksichtigen sind (vgl. nur BGH 
vom 14. Juli 1961 a. a. O.). In die hierin zum Aus- 
druck konimende Entwicklung der Rechtsprechung 


sollte nach meiner Auffassung nicht durch eine ge- 
setzliciie Regelung eingegriffen werden. Einige ein- 
ander widersprechende Urteile von Instanzgerichten 
aus der letzten Zeit lassen im übrigen erwarten, daß 
der Bundesgerichtshof sich bereits in Kürze erneut 
mit der vergleichenden Werbung befassen wird. Er 
wird dabei Gelegenheit haben, auch die im neueren 
Schrifttum gegen und für die bisherige Rechtspre- 
chung vorgebrachten Gesichtspunkte gegeneinander 
abzuwägen. 


IV. 

Auch in den anderen Staaten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft gibt es keine ausdrückliche 
gesetzliche Regelung der vergleichenden Werbung. 
Auch dort entscheiden die Gerichte über die Zuläs- 
sigkeit einer solchen Werbung auf Grund allgemei- 
ner oder wettbewerbsrechtlicher Generalklauseln. 
Die Ergebnisse, zu denen die Rechtsprechung in den 
übrigen EWG-Staaten gelangt ist, stimmen, wie eine 
rechtsvergleichende Untersuchung gezeigt hat, die 
mit Unterstützung des Instituts für ausländisches 
und internationales Patent-, Urheber- und Marken- 
recht bei der Universität München durchgeführt wor- 
den ist, weitgehend mit der Auffassung der deut- 
schen Rechtsprechung zu dieser Frage überein. 

1. In Belgien und Frankreich wird die vergleichende 
Werbung, auch wenn die aufgestellten Behaup- 
tungen richtig sind, grundsätzlich als Anschwär- 
zung (denigrement) angesehen, die als unerlaubte 
Handlung auf Grund der Artikel 1382 ff. des 
Code Civil verfolgt wer(len kann. Die Rechtspre- 
chung dieser Länder geht davon aus, daß kein 
Gewerbetreibender sich in der Werbung zum 
Richter in eigener Sache machen darf. Unter be- 
stimmten Voraussetzungen (z. B. bei einem 
Systemvergleich oder bei einem Vergleich zur 
Abwehr eines Angriffs) ist die vergleichende 
Werbung auch in Belgien und Frankreich zuläs- 
sig. Die Ausnahmefälle sind jedoch in der Recht- 
sprechung dieser Länder nicht so stark heraus- 
gearbeitet worden wie in der deutschen Recht- 
sprechung. 

2. Für Luxemburg haben sich zur Frage der Zuläs- 
sigkeit der vergleichenden Werbung gerichtliche 
Entscheidungen nicht ermitteln lassen. Nach den 
dem Münchener Institut zuteil gewordenen Aus- 
künften ist jedoch davon auszugehen, daß die 
Beurteilung dieser Frage durch die luxembur- 
gische Rechtsprechung etwa der belgischen Recht- 
sprechung entsprechen dürfte. 

3. In den Niederlanden wird die vergleichende Wer- 
bung nach Artikel 1401 des niederländischen 
Bürgerlichen Gesetzbuches grundsätzlich für un- 
zulässig gehalten. Die niederländische Recht- 
sprechung hebt insbesondere den Gesichtspunkt 
hervor, daß trotz der Richtigkeit der einzelnen 
Angaben die vergleichende Werbung die Gefahr 
der Irreführung der Verbraucher mit sich bringe, 
weil der Werbende naturgemäß dazu neigt, ein- 
seitig nur diejenigen Umstände herauszustellen, 
die für ihn günstig sind. Eine vergleichende Wer- 
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bung, die nur eine Preisgegenüberstellung ent- 
hielt, ist zwar vom niederländischen Hoge Raad 
in einer älteren Entscheidung aus dem Jahre 1937 
für zulässig gehalten worden. Nach dem von dem 
Münchener Institut ausgewerteten niederländi- 
schen Schrifttum erscheint es mir jedoch zweifel- 
haft, ob diese Entscheidung heute noch als maß- 
gebend anzusehen ist. 

4. Nach italienischem Recht begeht unlauteren 
' Wettbewerb, wer Auskünfte oder Werturteile 
über die Erzeugnisse oder den Geschäftsbetrieb 
eines Mitbewerbers verbreitet, die geeignet sind, 
diesen herabzusetzen (Artikel 2598 Nr. 2 Codice 
Civile). Während früher nach dieser Vorschrift 
nur die vergleichende Werbung mit falschen An- 
gaben als unlauter angesehen wurde, ist man 
heute ganz überwiegend der Meinung, daß auch 
die Verbreitung wahrer Tatsachen unlauter sein 
kann, selbst wenn es sich nicht um herabsetzende 


Angaben über persönliche Verhältnisse des Mit- 
bewerbers handelt. Eine Rechtfertigung der ver- 
gleichenden Werbung kann sich nach italieni- 
schem Recht aus dem Gesichtspunkt der Abwehr 
eines rechtswidrigen Angriffs und ferner aus dem 
Recht zur Kritik ergeben, das jedoch nur in so 
engen Grenzen anerkannt wird, daß sich daraus 
kein wesentlicher Unterschied gegenüber dem 
deutschen Recht ergibt. 

Angesichts einer so weitgehenden Übereinstim- 
mung des Rechts der anderen EWG-Staaten mit dem 
deutschen Recht besteht auch im Hinblick auf die 
anzustrebende Rechtsangleichung innerhalb des Ge- 
meinsamen Marktes kein Anlaß für eine gesetzliche 
Regelung der vergleichenden Werbung in der Bun- 
desrepublik Deutschland. Eine Rechtsvereinheit- 
lichung könnte durch eine grundsätzliche gesetzliche 
Änderung des bisherigen deutschen Rechts sogar 
erschwert werden. 


Bonn, den 25. März 1963 


Der Bundesminister der Justiz 

Dr. Bücher 
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Entschließung der Bundesregierung 
zum Bericht des Bundesministers der Justiz vom 25. März 1963 
über die Möglichkeit einer wahrheitsgemäßen vergleichenden 

Werbung 


Das Wirtschaftskabinett hat isich am 10. Dezember 
1963 mit den Möglichkeiten einer wahrheitsgemäßen 
vergleichenden Werbung befaßt. Grundlage der Er- 
örterung war ein Bericht, den der Bundesminister 
der Justiz gemäß dem in der Regierungserklärung 
vom 9. Oktober 1962 erwähnten Auftrag dem Kabi- 
nett am 25. März 1963 erstattet hatte. , 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine 
gesetzliche Regelung der vergleichenden Werbung 
jedenfalls im gegenwärtigen Zeitpunkt nicht zweck- 
mäßig wäre. Der Bundesminister der Justiz hat in 
-seinem Bericht über die Möglichkeit einer wahr- 
heitsgemäßen vergleichenden Werbung dargelegt, 
daß der Bundesgerichtshof in seiner Rechtsprechung 
bisher eine Bezugnahme auf die Ware oder Leistung 
eines Mitbewerbers in der Werbung zwar grund- 
sätzlich nicht für zulässig hält. Die Bundesregierung 
hat dem Bericht aber entnommen, daß gerade die 
neuere Rechtsprechung gleichwohl die vergleichende 
Werbung in Fällen zugelassen hat, in denen diese 
Werbung im Interesse der gebotenen Unterrichtung 
der Abnehmer notwendig war. Die Bundesregierung 
hat aus dem Bericht auch' ersehen, daß die Gesichts- 
punkte, die bei der Beurteilung der vergleichenden 
Werbung zu berücksichtigen sind — darunter auch 
das Interesse der Allgemeinheit, insbesondere der 
Verbraucherschaft — , gegenwärtig in Rechtsspre- 
chung und Schrifttum neu überdacht werden. Eine 
grundsätzliche Auseinandersetzung des Bundesge- 
richtshofs mit diesen Erwägungen steht noch aus. 

Voraussichtlich werden schon in Kürze innerhalb 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft die Artbei- 
ten an einer Angleichung oder Vereinheitlichung 
der Rechtsvorschriften gegen den unlauteren Wett- 
bewerb begonnen werden. Die EWG-Kommission 
hat bereits vorbereitende rechtsvergleichende Ar- 


beiten veranlaßt; sie werden in den nächsten Mo- 
naten abgeschlossen sein. Auch diese Entwicklung 
sollte mach Auffassung der Bundesregierung zu- 
nächst abgewartet werden, weil sonst die zur Zeit 
bestehende weitgehende Übereinstimmung des deut- 
schen Wettbewerbsrechts in der Frage der verglei- 
chenden Werbung mit dem Rechtszustand in den 
anderen -Staaten der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft beeinträchtigt werden könnte. 

Die Bundesregierung steht einer vergleichenden 
Werbung, soweit sie geeignet ist, einem berechtig- 
ten Aufklärungsinteresse der Verbraucher Rechnung 
zu tragen, aufgeschlossen gegenüber. Sie verkennt 
andererseits nicht die durch die Vielfalt der zu be- 
urteilenden Sachverhalte bedingten (Schwierigkeiten 
einer sachgerechten Abgrenzung der zulässigen von 
der nicht mehr zulässigen vergleichenden Werbung. 
Sie ist — vorbehaltlich einer weiteren Prüfung — 
der Auffassung, daß das Bedürfnis der Verbraucher 
nach einer Unterrichtung über die Marktverhältnisse 
schon auf der Grundlage des geltenden Rechts in 
dem gebotenen Umfang befriedigt werden kann. 

Die Bundesregierung hat beschlossen, den ihr er- 
statteten Bericht des Bundesministers der Justiz vom 
25. März 1963 mit dieser Stellungnahme dem Deut- 
schen Bundestag als Material zuzuleiten. 

Sie wird überdies, wie der Bundesminister für Wirt- 
schaft in der Beantwortung der Großen Anfrage der 
SPD zur Verbraucherpolitik am 4. Dezember 1963 
bereits angekündigt halt, den gesetzgebenden Körper- 
schaften in Kürze einen Gesetzentwurf zuleiten, der 
Verbraucherverbänden ein gerichtliches Vorgehen 
gegen irreführende Werbung ermöglichen soll. Die 
Bundesregierung ist überzeugt, daß eine solche Re- 
gelung zu einer besseren Unterrichtung der Ver- 
braucher beitragen wird. 
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